
Besserer Schutz von Demokratinnen und Demokraten gegen rechtsextreme Bedrohungen 
Rechtsextreme Bedrohungen bekämpfen 
Anträge in Drucksachen 19/1605 und 19/1664 

Sehr geehrte Frau Ostmeier, 
sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit einer Stellungnahme zu o.g. Beschlussvorschlägen. 

Wir halten eine starke staatliche Beobachtung und Kontrolle rechtsextremistischer Netzwer-
ke und Strukturen für unabdingbar und erforderlich. Dies schließt eine angemessene Perso-
nalausstattung von Verfassungsschutz und Polizei ein, macht aber auch die Zusammenar-
beit mit Beratungsorganisationen und zivilgesellschaftlichen Strukturen darüber hinaus erfor-
derlich. Seit Jahren gibt es daher im Innenministerium des Landes Schleswig-Holstein (aktu-
ell beim Landesdemokratiezentrum) eingeübte und bewährte Beratungsstrukturen, die einen 
regelmäßigen Austausch verschiedener Beteiligter ermöglicht und fördert. Diese Arbeit sollte 
weiter gefördert und unterstützt werden. 

Auch kommunale Vertreterinnen und Vertreter aus Haupt- und Ehrenamt werden in letzter 
Zeit zunehmend in den Blickwinkel rechtsextremer Bedrohung und Hetze genommen. Daher 
ist es aus unserer Sicht dringend erforderlich, dass abgestimmte und konzentrierte Struktu-
ren und Maßnahmen aller staatlichen Behörden den bestmöglichen Schutz Betroffener ge-
währleisten. Dazu gehört auch der erleichterte Zugang Betroffener zu Informationen, Bera-
tungen und Schutz. 

Wir begrüßen daher die Zielrichtung beider Beschlussanträge ausdrücklich. 

Mit freundlichen Grüßen 

Jörg Bülow 
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
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